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Protokoll der 1. Sitzung

der Arbeitsgruppe 1 

„Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz“ 

vom 2. Oktober 2003

Ort der Sitzung:
Bundesamtsgebäude, Festsaal II







Radetzkystraße 2, 1030 Wien

Beginn:   14:00 Uhr

Ende:      17:00 Uhr

Vorsitz:    Dr. Rubisch, BMSG - Sektion IV

Teilnehmer: siehe Anhang 1 (Teilnehmerliste)

Dr. Rubisch begrüßt die Teilnehmer und entschuldigt sich für die verspätete Einladung. Er stellt klar, dass die Versendung des Gesetzesentwurfes des Forum Gleichstellung keinesfalls ein offizielles Begutachtungsverfahren darstellt. Der gegenständliche Entwurf ist der einzig vorliegende, er stellt daher die Diskussionsgrundlage für die Beratungen der Arbeitsgruppen (AG) dar.

Inhaltlich sollen mit dem Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz einklagbare Rechte für Menschen mit Behinderung geschaffen werden.

Dr. Trompisch (Büro Vizekanzler) verweist in diesem Zusammenhang auf den Auftrag der Bundesregierung, gemeinsam mit den Behindertenorganisationen einen Gesetzesentwurf auszuarbeiten. Bis Ende des Jahres soll ein Entwurf des BMSG vorliegen, der dann im Rahmen eines Begutachtungsverfahrens versendet werden wird.

Hr. Mag. Teissl (Verbindungsstelle) bemerkt eingangs kritisch, dass mit dem vorliegenden Entwurf massiv in die Kompetenzen der Länder eingegriffen würde. Außerdem hätten die Länder bereits Novellierungen im Sinne der Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen durchgeführt. Im übrigen stellt er fest, dass eine Kostendarstellung fehlt. Er verweist auch auf eine Stellungnahme des Amtes der Wr. Landesregierung (Anhang 2).

Es wird beschlossen, dass die Kompetenzfrage zunächst beiseite gelassen und mit der inhaltlichen Diskussion begonnen werden soll. Die Frage, ob das Gesetz sich nur auf Bundes- oder auch auf Landeskompetenzen beziehen soll, ist eine politische Frage, die in diesem Gremium nicht entschieden werden kann.

Inhaltlich werden folgende Paragrafen des vorliegenden Entwurfes behandelt:

§ 1 Verfassungsbestimmung

Die beiden Ländervertreter betonen nochmals, dass sie strikt gegen die Aufnahme einer solchen Bestimmung sind.

Dr. Hesse (BKA) stellt klar, dass eine etwaige Verfassungsbestimmung in einem Art. I vorangestellt werden müsste, ein darauffolgender Art. II würde dann die Gesetzesbestimmungen enthalten. 

Was die Formulierung der Verfassungsbestimmung betrifft, so könnte diese dem § 1 des Bundespflegegeldgesetzes nachgebildet werden. Jedenfalls sollte analog  dieser Bestimmung ein Hinweis auf die Vollziehung durch Bundesbehörden aufgenommen werden.

§ 2 (1)

Zu Absatz 1 wird angemerkt, dass dieser keinen normativen Gehalt hat.
§ 2 (2)

Zu Absatz 2 wird festgestellt, dass die Formulierung nicht dem „Gender mainstreaming“ entspricht.

§ 3 Ziel
Die Vertreter der Behindertenorganisationen erläutern, dass zwischen

 „selbstbestimmter Lebensführung“ und „gleichberechtigter Teilhabe“ zu unterscheiden ist.

„Selbstbestimmte Lebensführung“ beinhaltet aktives Tun und Wahlmöglichkeiten, „gleichberechtigte Teilhabe“ kann auch passiv sein und beruht auf den Möglichkeiten, die von außen eingeräumt werden.

Die §§ 2 und 3 werden zu einer Bestimmung zusammengezogen und ein entsprechender Formulierungsvorschlag wird vom Forum Gleichstellung erarbeitet werden.

§ 4

Diese Bestimmung ist in engem Zusammenhang mit der Verfassungsbestimmung des § 1 zu sehen. 

Dr. Hesse bemerkt, dass eine solche Bestimmung nicht nötig ist, weil der Inhalt im Wesentlichen bereits in Art. 7 Abs. 1 B-VG enthalten ist.

§ 5 Anwendungsbereich (Zielgruppe)

§ 5 (1) 

Mehrere Mitglieder der Arbeitsgruppe fordern die Aufnahme einer Frist (z.B. 6 Monate analog dem Behinderteneinstellungsgesetz oder diversen Landesgesetzen).

Herr Mag. Svoboda (ÖAR) erklärt, dass sich die Vertreter der Behindertenorganisationen gegen eine Mindestfrist in der Definition von Menschen mit Behinderungen aussprechen, da Diskriminierung auch bei kurzfristigen Behinderungen vorkommen kann (z.B. kurze Benützungsdauer eines Rollstuhles nach einem Unfall). Fr. Pröglhöf (Forum Gleichstellung) weist in diesem Zusammenhang auch auf die Schwierigkeit der Diagnoseerstellung gerade bei Kleinkindern hin. 

Mag. Blum (AK) betont, dass eine objektive Feststellbarkeit einer Behinderung erforderlich ist, eine Definition im Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz darf jedenfalls zu keiner Änderung der Definition im Behinderteneinstellungsgesetz führen.

Hr. Stockner (Selbstbestimmt Leben Initiative Österreich) wird vor der nächsten Sitzung eine Neuformulierung des § 5 Abs. 1 vorlegen.

§ 5 (2)

Grundsätzlich wäre die Definition zu splitten in:

- Menschen mit Behinderung,

- Menschen, die von konkreter Behinderung bedroht sind und

- Menschen, denen eine Behinderung zugeordnet wird 

Zu letzterem führen die Vertreter des Forum Gleichstellung aus, dass damit auch die fälschliche Zuordnung einer Behinderung – bspw. der Vorwurf, HIV-positiv zu sein – gemeint ist.

§ 5 (3)

Diese Bestimmung bedarf noch einer klareren Ausformulierung. Insbesondere sind die Begriffe „familiäre Bande“ und „andere Beziehung“ zu überdenken. 

Das Forum Gleichstellung erläutert dazu Beispiele, wonach eine Familie mit einem behinderten Kind aus einem Lokal verwiesen wird oder eine Wohnung nicht erhält.

Bemerkt wird insgesamt zum § 5, dass eine Kollisionsnorm für den Fall des Vorliegens mehrerer Diskriminierungsgründe (Behinderung, Hautfarbe, Geschlecht) fehlt.

Das Forum Gleichstellung wird eine Neuformulierung des gesamten § 5 vorlegen, wobei zu Absatz 4 die §§ 20 und 30 des Entwurfes des BMWA betreffend die Umsetzungen der EU-Antidiskriminierungsrichtlinien mit einbezogen werden.

§ 6 Benachteiligung

Es erfolgt eine Klarstellung seitens des Forum Gleichstellung, dass mit „natürlicher“ Umwelt die „gestaltete“ Umwelt (z.B. Straßen, öffentliche Plätze) gemeint ist.

Grundsätzlich ist zwischen Benachteiligung (= äußere Gegebenheiten, die Umwelt bleibt passiv) und Diskriminierung (= aktives Handeln einer Person) zu differenzieren.

Das Forum Gleichstellung wird den § 6 neu überarbeiten.

§ 7 Diskriminierung

Dr. Rubisch verweist auf die §§ 13 und 15 des Entwurfes des BMWA betr. Richtlinienumsetzung.

Das Forum Gleichstellung wird den § 7 unter Berücksichtigung der oben erwähnten Bestimmungen neu überarbeiten.

§ 8 (1)

Der Absatz 1 des § 8 findet allgemeine Zustimmung.

§ 8 (2) und (3)

Grundsätzlich handelt es sich bei diesen Absätzen um Bestimmungen ohne normativen Gehalt. Diskutiert wird eine Aufnahme dieser Bestimmungen der Absätze 2 und 3 in den § 3.

Das Forum Gleichstellung sagt zu, die beiden Absätze umzuformulieren.

§ 8 (4)

Das Wort „bundesrechtlichen“ wird gestrichen.

Der Vorsitzende bedankt sich für die konstruktive Mitarbeit und kündigt die

nächste Sitzung für die 2. Oktoberhälfte an.

Der Vorsitzende:

Dr. Max Rubisch 

